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Man könnte glatt meinen, es gäbe nichts 

Wichtigeres als die Frage, wer der 

nächste Bundespräsident werden könn-

te. Oder wer Kanzlerkandidat der SPD 

wird. Und ob CSU-Chef Seehofer die 

Kandidatur von Merkel unterstützt.  

Doch gleichzeitig beschließen dieselben 

Parteien eine Serie von Gesetzen. Und 

anders als ihr Wahlkampf-Zirkus betref-

fen diese Gesetze uns tatsächlich. 

 

Zum einen will die Regierung durchset-

zen, dass fast alle Kapitalisten, die gan-

ze Unternehmen oder Teile davon er-

ben, keine Erbschaftssteuer zahlen 

müssen. Es geht um 50 Milliarden Euro 

pro Jahr, für die die Kapitalisten keinen 

Cent Steuern zahlen sollen. 

Selbst das Bundesverfassungsgericht 

hatte diese Reform zurückgewiesen, 

weil sie zu offensichtlich die Unterneh-

mer bevorzugt. Doch alle, CDU, CSU 

und SPD, wollen dieses Geschenk an 

die Bosse um jeden Preis durchsetzen. 

Und der einzige Punkt, über den sie 

streiten ist, dass die CSU die Steuer 

nicht nur für 95%, sondern gleich für 

100% der Kapitalisten streichen möchte. 

 

Nein, zwischen CSU, CDU und SPD 

bestehen wirklich keine Gegensätze. 

Die Gegensätze bestehen zwischen den 

Kapitalisten und den Ausgebeuteten. 

Und alle diese Parteien, von CSU und 

AfD bis zur SPD, verteidigen dabei die 

Interessen der Kapitalisten. Und das 

bedeutet zwangsläufig, dass sie dafür 

die arbeitende Klasse angreifen. 

 

Sie sind sich daher auch alle einig, bei 

der einfachen Bevölkerung zu sparen, 

während sie die Kapitalisten mit Milliar-

den überhäufen. Gerade haben sie zum 

Beispiel beschlossen, den Schwächs-

ten, den Menschen mit Behinderungen 

Geld wegzunehmen. Ihnen werden die 

Leistungen der Eingliederungshilfe (zum 

Beispiel ein Fahrdienst zur Arbeit oder 

nen sie alles verlangen können: Weil sie 

ihnen stets damit drohen können, sie 

von heute auf morgen rauszuschmei-

ßen. 

Ja, das neue Gesetz schärft die Axt, mit 

der Bosse zertrümmern, was es noch an 

halbwegs geregelten Arbeitsbedingun-

gen, Tariflöhnen und Kündigungsschutz 

gibt. Sie vernichten es für mehr und 

mehr Arbeitende, und irgendwann für 

alle – wenn wir sie nicht daran hindern. 

 

Und die Regierung ist noch so dreist, 

dieses Gesetz als „Schutz“ für die Arbei-

ter hinzustellen. Genauso, wie sie ihre 

anderen Gesetze als „Verbesserungen“ 

für behinderte Menschen und eine 

„gerechtere“ Erbschaftssteuer bezeich-

net. Will sie uns für dumm verkaufen? 

Als ob die Regierungen freiwillig irgend-

ein Gesetz im Interesse der arbeitenden 

Klasse verabschieden würden! 

 

Im Gegenteil, die Kapitalisten verlangen 

von den Regierungen, dass sie ihnen 

die Waffen für ihre Raubzüge und ihre 

Ausbeutung schmieden und in Schuss 

halten. Keines der Gesetze – von den 

Hartz-Gesetzen über die Rente mit 67 

bis zu den heutigen Maßnahmen – war 

ein „Versehen“.  

Sie waren kein Fehler, den eine andere 

Regierung wieder gut machen würde, 

wie manche SPD-Politiker uns derzeit 

weismachen wollen. Nein, sie sind Waf-

fen, die die kapitalistische Klasse in dem 

Krieg um ihren Profit verlangt. Und es 

werden nicht die letzten sein. 

 

Es wäre eine gefährliche Illusion zu hof-

fen, dass dieser Krieg von alleine auf-

hört. Die Herrschenden werden unsere  

Arbeits- und Lebensbedingungen immer 

weiter herabdrücken. Bis zu dem Tag, 

an dem wir Arbeiter wieder den Kampf 

dagegen aufnehmen und es uns letztlich 

gelingt, mit dem ganzen Ausbeutungs-

system Schluss zu machen.  

ein Betreuer) verringert und einigen 

komplett gestrichen. Dabei ist dies oft 

ihre einzige Chance, zu arbeiten und 

am sozialen Leben teilzunehmen. 

 

Und vor allem will die Regierung ein 

Gesetz verabschieden, dass alle Ar-

beitenden trifft: Das Gesetz zu Leihar-

beit und Werkverträgen, das die Un-

ternehmer quasi dazu einlädt, noch 

mehr feste Arbeitsplätze durch solche 

Sklaven-Verträge zu ersetzen! 

 

Was die Bosse seit Jahren in einer 

rechtlichen Grauzone getan haben, 

wäre dann endgültig erlaubt: Unter-

nehmer dürften beliebig Gruppen von 

Arbeitern durch Fremd- und Tochterfir-

men ersetzen. Und ihnen dauerhaft 

nur 8,50 Euro bezahlen, selbst wenn 

die Festeingestellten für die gleiche 

Arbeit 16 Euro pro Stunde bekommen.  

 

Und die Unternehmer dürfen auch 

weiterhin beliebig feste Arbeitsplätze 

durch Leiharbeit ersetzen. Das einzig 

Neue an dem Gesetz ist, dass Leihar-

beiter meist nicht mehr länger als 18 

Monate im gleichen Betrieb arbeiten 

dürfen. Für den Unternehmer ist das 

kein Problem: Er kann nach 18 Mona-

ten einfach einen Leiharbeiter durch 

den nächsten ersetzen.  

Doch für viele Leiharbeiter wird es 

dadurch noch schlechter. Selbst dieje-

nigen, die bislang mehrere Jahre in 

einem Betrieb bleiben konnten, verlie-

ren nun nach 18 Monaten ihre Arbeit. 

Noch mehr Kollegen werden damit 

kommen und... wieder gehen müssen! 

 

Das Gesetz lädt die Bosse quasi ein, 

noch mehr Leiharbeit und Werkverträ-

ge zu nutzen. Damit wird es noch 

mehr Arbeiter in den Betrieben geben, 

die sie schlechter bezahlen und zu 

schlechteren Bedingungen arbeiten 

lassen. Noch mehr Arbeiter, von de-

Neue Gesetze: Die Regierung hilft den Bossen, uns auszubeuten 
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Großbritannien: Die Interessen der Arbeitenden stehen nicht zur Wahl  

In zwei Wochen wird in Großbritannien 

darüber abgestimmt, ob das Land Mit-

glied der Europäischen Union bleibt o-

der nicht. Es ist völlig offen, wie das Re-

ferendum ausgehen wird.  

 

Die Spitzen der großen Banken, der EU-

Staaten und nicht zuletzt die Spitzen der 

beiden größten Parteien in Großbritanni-

en machen Wahlkampf dafür, in der EU 

zu bleiben. Sie alle machen sich Sorgen 

über die unvorhersehbaren Krisen, die 

ein Austritt Großbritanniens an der Bör-

se auslösen könnte, vor allem da die 

Finanzmärkte ohnehin schon so instabil 

sind.  

Dabei hat der britische konservative 

Premierminister Cameron diese Abstim-

mung selber ins Leben gerufen. Über 

Jahre nämlich hat die konservative Par-

tei die EU als billige Ausrede für alle 

Probleme benutzt. Arbeitslosigkeit, sin-

kende Löhne, Sparpläne… an allem 

waren nicht die britischen Machthaber, 

sondern angeblich die EU schuld.  

 

Gefangen in der eigenen Propaganda 

musste Cameron, um 2015 wiederge-

wählt zu werden, versprechen, eine Ab-

stimmung über die EU-Mitgliedschaft zu 

organisieren. Cameron war überzeugt, 

dass er die Abstimmung gewinnen wür-

de. Doch in seiner eigenen Partei sehen 

mehrere seiner Rivalen das Referendum 

als Gelegenheit, sich zu profilieren, in-

dem sie für den Austritt Wahlkampf ma-

chen. Auch das britische Bürgertum ist 

gespalten.  

 

Beide Seiten versuchen nun der arbei-

tenden Bevölkerung weis zu machen, 

bei der Abstimmung ginge es um ihre 

Interessen.  

 

Die Befürworter des EU-Austritts, des 

„Brexit“ behaupten, durch den EU-

Austritt könne der Staat 6 Milliarden 

Pfund sparen. Selbst wenn es stimmen 

sollte: Haben die Arbeitenden etwa je-

mals was von dem Geld gesehen, dass 

der Staat irgendwo einspart hat?  

Sie behaupten außerdem, nach einem 

EU-Austritt müssten die britischen Un-

ternehmen sich nicht mehr an die gan-

zen „bürokratischen EU-Regeln“ halten 

und wären dadurch konkurrenzfähiger. 

geht, die Arbeiter haben in ihm nichts zu 

gewinnen, im Gegenteil. In beiden Fäl-

len wird das Wahlergebnis der Vorwand 

für die nächsten Angriffe auf die Arbei-

tenden werden. 

 

Tritt Großbritannien aus der EU aus, 

dann werden die vermeintlichen 

„Schwierigkeiten der Wirtschaft durch 

den EU-Austritt“ der Vorwand für die 

nächsten Entlassungen und Lohnkür-

zungen der Konzerne und die Sparpläne 

der Regierung sein.   

Tritt Großbritannien nicht aus, so wird 

die Regierung die nächsten Sparpläne 

mit den „hohen Kosten der EU“ und die 

nächsten Privatisierungen mit den 

„Vorgaben aus Brüssel“ rechtfertigen. 

Und die Konzerne werden ihre Entlas-

sungen damit begründen, wegen der 

„Bürokratie in Brüssel“ nicht konkurrenz-

fähig zu sein. 

 

Die Arbeiter haben daher bei dem Refe-

rendum nur die Wahl zwischen Pest und 

Cholera. Sie können zwischen zwei In-

strumenten wählen – der EU oder dem 

britischen Nationalstaat – die beide nur 

dafür entstanden sind, die Interessen 

der Kapitalisten durchzusetzen. Von 

beiden Instrumenten haben die Arbei-

tenden nichts anderes zu erwarten als 

weitere Angriffe und Unterdrückung.  

Und daran wird sich nur etwas ändern, 

wenn die Arbeiterklasse sich weg von 

solchen Sackgassen und hin zu den 

entscheidenden Fragen wendet: Wie sie 

gegen die kapitalistische Klasse ihre 

Interessen erkämpfen kann – in Großbri-

tannien, in Europa und weltweit.  

Zu diesen EU-Regeln gehören unter 

anderem eine tägliche Höchstarbeits-

zeit und das Recht auf bezahlten Ur-

laub. Beides wurde erst durch EU-

Gesetze in Großbritannien eingeführt 

und könnte dann wieder abgeschafft 

werden. Länger arbeiten für weniger 

Geld – wirklich tolle Aussichten, die die 

Brexit-Befürworter den Arbeitern zu 

bieten haben! 

 

Nur wenige Gewerkschaften und linke 

Organisationen machen Werbung für 

den Brexit. Sie versuchen es mit ande-

ren Argumenten. Sie behaupten, ein 

britischer Staat wäre demokratischer 

und man könne so zum Beispiel ver-

hindern, dass der Öffentliche Dienst 

weiter privatisiert werde, was die EU 

verlangen würde.  

Als hätten die Arbeiter im britischen 

Staat 1920 oder 1960, als es noch 

keine EU gab, mehr zu sagen gehabt! 

Ein „rein britischer“ Staat wäre genau-

so ein Staat der Kapitalisten. Und er 

würde genauso privatisieren, damit die 

britischen Kapitalisten an den Kran-

kenhäusern, Bahnlinien und den 

Stromnetzen verdienen können. 

 

Die Argumente der Brexit-Gegner sind 

nicht besser. Sie behaupten, der Brexit 

würde einen Einbruch der britischen 

Wirtschaft zur Folge haben und drohen 

den Arbeitern mit der völlig aus der 

Luft gegriffenen Zahl von 3 Millionen 

Arbeitsplätzen, die der Brexit kosten 

würde. 

 

Egal, wie also das Referendum aus-

 Bewegungsfreiheit und Bleiberecht für alle! 
700 Tote in nur wenigen Tagen, täg-

lich neue Leichen von Frauen, Kin-

dern, Männern, die auf dem Mittelmeer 

zwischen Libyen und Italien entdeckt 

werden. Und wie viele sterben unent-

deckt bei ihrer Flucht nach Europa, 

verschwinden für immer in dem Mas-

sengrab, zu dem das Mittelmeer ge-

worden ist? 

Alle Regierungen der EU geben den 

Schleppern die Schuld, die die Flücht-

linge in den maroden, überfüllten Boo-

ten auf die Fahrt schicken. Doch die 

skrupellosen Schlepper können die 

Not der Flüchtlinge nur ausnutzen, 

weil die Politik der EU den Flüchtlin-

gen keine Wahl lässt. 

Mit dem Türkei-Abkommen und der 

Errichtung von Abfanglagern und 

Stacheldraht auf der Balkanroute sind 

die letzten, etwas ungefährlicheren 

Grenzübergänge verschlossen wor-

den. Diese Grenzschließungen und 

die militärisch immer stärker bewach-

ten Außengrenzen von Europa, sind 

die direkte Ursache für den grausa-

men Tod der Flüchtlinge. Sie sind 

Mord!  



10. Juni 2016   BUND REVO LUTIO NÄRE R ARBEI TE R    Seite 3 

Streiks und Proteste in Frankreich gehen weiter 
Seit drei Monaten bereits streiken und 

protestieren Arbeitende aller möglichen 

Branchen in Frankreich gegen einen 

heftigen Angriff auf ihre Arbeitsbedin-

gungen.  

 

Die Regierung will durchsetzen, dass 

die Betriebe die Arbeitszeit beliebig auf 

bis zu 12 Stunden am Tag und 60 Stun-

den die Woche erhöhen können, und 

das drei Monate am Stück. 

Kündigungsschutz soll es fast 

gar keinen mehr geben. 

Obendrein sollen Unterneh-

mer mit Betriebsvereinbarun-

gen die Arbeitsbedingungen 

beliebig verschlechtern dür-

fen. Und bereits die Ankündi-

gung dieses Gesetzes hat 

eine Reihe von großen Kon-

zernen dazu ermutigt zu ver-

suchen, Teile davon in ihrem 

Konzern sofort umzusetzen. 
 

Die Regierung hat sogar verhindert, 

dass im Parlament über das Gesetz 

diskutiert wurde. Sie hat eine Möglich-

keit der französischen Verfassung ge-

nutzt, Gesetze als Regierungs-Diktat, 

ohne Abstimmung im Parlament zu be-

schließen. Sie hatte gehofft, wenn das 

Gesetz einmal beschlossen ist, hören 

die Proteste auf. Doch sie hat eher das 

Gegenteil erreicht. 

In den letzten Jahren hat die sozialde-

mokratische Regierung eine Reihe 

massiver Verschlechterungen bei den 

Arbeitern durchgesetzt. Wie vor den 

Kopf geschlagen, gab es von Seiten 

der Arbeiter kaum Widerstand. Dazu 

muss man wissen, dass die Gewerk-

schaften, allen voran die größte Ge-

werkschaft CGT, 2012 zur Wahl des 

sozialdemokratischen Präsidenten 

Hollandes aufgerufen hatten und ihm 

anschließend keine Schwierigkeiten 

bereiten wollten. Daher haben sie auf 

all die Angriffe fast nicht reagiert.  
 

Doch bei dem jetzigen Angriff haben 

sich einige Arbeiter und Gewerkschaf-

ter an der Basis gesagt: „Wir dürfen 

nicht länger zusehen, wie sie uns im-

mer weiter kaputt machen. Und wenn 

wir uns jetzt nicht wehren, wann 

dann?“  

Seitdem hat vor allem die CGT begon-

nen, ernsthaft gegen das Gesetz mobil 

zu machen – mit Streiks bei der Bahn, 

in Raffinerien, mit Blockaden von In-

dustriegebieten und landesweiten De-

monstrationen – und hat seit drei Mona-

ten, allen Anfeindungen und Verleum-

dungen zum Trotz, nicht nachgegeben.  
 

Die Regierung hat erste Zugeständnis-

se gemacht. Und egal wie die Ausei-

nandersetzung ausgeht, eines ist 

jetzt schon gewonnen. Die mehreren 

Hunderttausend, die sich in den letz-

ten Wochen an den Protesten betei-

ligt haben, haben Vieles verstanden: 

über die Unternehmer; über die Re-

gierung, die zwar sozialdemokratisch 

ist, aber trotzdem ein Feind der Ar-

beitenden; und auch über die Füh-

rungen der Gewerkschaften, die all 

die letzten Jahre geschwiegen und 

damit zu der niedergeschlagenen Stim-

mung beigetragen hatten.  
 

Und sie haben erlebt, wie viel schöner 

es ist, seine Wut laut auf der Straße zu 

herauszuschreien, als alle Angriffe zu 

schlucken und über sich ergehen zu 

lassen.  

Ja, sobald man als Arbeiter die Erfah-

rung kollektiver Kämpfe macht, lernt 

man in kurzer Zeit sehr viel. Und das ist 

ein Pfand für die Zukunft.   

Raffinerie-Arbeiter stehen Streikposten vor ihrer Fabrik 

Nicht nur eine Frage des Wetters 
 

In mehreren Regionen Deutschlands haben die Unwetter der letzten zwei Wochen 

zu Hochwasser und Überschwemmungen geführt. In Niederbayern wurden ganze 

Dörfer innerhalb von wenigen Stunden unter den Wassermassen begraben. Sieben 

Menschen haben dort ihr Leben verloren.  
 

Das Wetter und bauliche Gründe waren überall der Hauptgrund für die Über-

schwemmungen. Doch dass in Niederbayern kleine Flüsse in so rasanter Ge-

schwindigkeit angeschwollen sind, hat noch eine andere Ursache. Und zwar den 

großflächigen, industriellen Maisanbau, der seit dem Jahr 2000 in dieser Gegend 

explodiert ist – Mais, den man nicht zum Essen anbaut, sondern um ihn als 

„erneuerbare Energie“ zur Herstellung von Strom zu nutzen.  
 

Die Maispflanzen haben im Frühjahr keine Wurzeln, die den Boden festhalten. In 

dieser hügeligen Gegend wird so immer mehr Erdreich weggeschwemmt. Und bei 

starkem Regen gibt es kaum noch Böden, die größere Mengen Wasser aufnehmen 

könnten.  

Experten hatten deshalb schon vor zehn Jahren Alarm geschlagen. Doch weil sich 

der Mais wegen den Subventionen für erneuerbare Energien so teuer verkaufen 

ließ, wurden die Maisfelder von den Großbauern immer und immer weiter ausge-

dehnt. Und sie hören damit erst jetzt auf, wo die Preise dafür wieder zu sinken be-

ginnen. Für die Opfer der Flut ist das zu spät. 

Auch bei Flut sind nicht alle gleich 
 

Kaum war das Hochwasser vorbei, hat 

NRW-Ministerpräsidentin Kraft verkün-

det, das Land werde keinerlei Entschä-

digung für private Schäden zahlen. 

Jeder sei selber dafür verantwortlich, 

sich ausreichend zu versichern. Als ob 

die meisten Arbeiterfamilien, die noch 

20 Jahre lang den Kredit für ihr Haus 

abbezahlen müssen, obendrein das 

Geld für alle möglichen Zusatzversiche-

rungen aufbringen könnten!  
 

Selbst dort jedoch, wo der Staat Ent-

schädigungs-Fonds für Hochwasser 

einrichtet, sehen die einfachen Haus-

besitzer davon nicht viel. Beim Hoch-

wasser 2013 erhielten sie bis zu 2500 

Euro Entschädigung, Unternehmen 

hingegen… bis zu 200.000 Euro.  

Nicht nur vor der Wasser-, auch vor der 

Geld-Flut sind eben nicht alle gleich. 
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An die 1000 Arbeiter von DB Cargo, der 

Güterverkehrssparte der Deutschen 

Bahn, haben am Mittwoch vor der Auf-

sichtsratssitzung der Deutschen Bahn 

protestiert, weil die Deutsche Bahn bis 

zu 3.000 der 17.000 Arbeitsplätze ver-

nichten will.  

Es ist ein regelrechter Kahlschlag, den 

die DB bei den Arbeitern plant, um – wie 

sie sagt – „rentabel“ und „konkurrenz-

fähig“ gegenüber den privaten Bahn-

Konzernen zu werden. Mit diesen muss 

die Deutsche Bahn um Aufträge konkur-

rieren, seit die Regierung 1994 ent-

schieden hat, dass auch private Bahn-

Konzerne die Schienen der Deutschen 

Bahn benutzen dürfen.  
 

Mittlerweile wird schon ein Drittel des 

Güterverkehrs von privaten Bahnen ge-

fahren: private Bahnen, bei denen die 

Arbeiter zu deutlich schlechteren Löh-

nen und Bedingungen arbeiten müs-

sen und viele nur Leiharbeiter sind.  

 

Und jetzt sollen die Arbeiter der DB 

mit den privaten Bahnen erpresst wer-

den. Sie sollen hinnehmen, dass meh-

rere tausend ihre Arbeit verlieren und 

die Arbeitsbedingungen der anderen 

sich verschlechtern, damit die DB ge-

nauso viel Gewinn machen kann wie 

die privaten Bahnen. 

 

Auf diese Erpressung wollen sich viele 

Arbeiter bei DB Cargo nicht einlassen. 

Sie sehen nicht ein, die Zeche für die 

Privatisierungs-Politik der Regierung 

zu zahlen. Sie fordern: Stoppt die 

Schrumpfbahn – für den Erhalt aller 

Arbeitsplätze und der Arbeitsbedin-

gungen! 

DB Cargo: Stoppt die Jobkiller! 

Eine Liebe fürs Leben 
Noch immer kommen weitere Verbin-

dungen zwischen dem Verfassungs-

schutz und der rechtsextremen Terror-

gruppe NSU ans Licht. Das Handy ei-

nes V-Mannes mit Verbindung zum 

NSU taucht auf, außerdem ein V-Mann, 

bei dem zwei der untergetauchten Ter-

roristen gearbeitet haben. 

Doch als Nebenkläger im Gerichtspro-

zess gegen das NSU-Mitglied Beate 

Zschäpe den Antrag stellten, diesen V-

Mann als Zeugen zu laden, hat die 

Bundesstaatsanwaltschaft dies abge-

lehnt. Seine Zeugenaussage wäre 

„unwichtig“. Unwichtig, was er der Öf-

fentlichkeit über seine Beziehungen zu 

den Terroristen und zum Verfassungs-

schutz hätte erzählen können? 

Wenn noch Zweifel bestanden, so hat 

die Bundesstaatsanwaltschaft sie aus-

geräumt: Die engen Beziehungen zwi-

schen Verfassungsschutz und Rechts-

radikalen und die Zusammenarbeit aller 

staatlichen Behörden, um diese Bezie-

hungen zu verschleiern, sind nicht nur 

„Sünden“ der Vergangenheit, sondern 

haben System – auch heute. 

Wollen Sie uns erreichen?  

DAS ROTE TUCH -  
Postfach 10 08 02 - 45008 Essen  

E-Mail: das-rote-tuch@gmx.de    

Telefon:  0157 – 76493485 

www.bund-revolutionaerer-arbeiter.org 
 

Das Rote Tuch kann man auch abonnieren: 

für 13 € pro Jahr! 

Nicht nur eine Frage des Wetters 

Tagelöhner im Einzelhandel  
1,5 Millionen Arbeiter, vor allem Verkäuferinnen im Einzelhandel, arbeiten mittlerwei-

le in „flexibler Teilzeit“. Das heißt, sie arbeiten mindestens 10 Stunden in der Woche, 

aber auch mal 20 oder 30 Stunden. So, wie es Toys“R“us, KIK oder Esprit gerade 

brauchen. Die wenigsten bekommen mehr als 1000 Euro im Monat zusammen – in 

schlechten Monaten manchmal nur 600. Doch sie können sich auch keinen Zweitjob 

suchen. Denn man steht dem Unternehmer laut Arbeitsvertrag „flexibel“ zur Verfü-

gung. Wenn das Telefon klingelt, hat man zu kommen.  

Arbeiter, die ihnen 40 Stunden die Woche zur Verfügung stehen, denen sie aber nur 

so viele Stunden bezahlen müssen, wie sie sie gerade brauchen: So stellen sich die 

Bosse die Zukunft für alle Arbeiter vor. Wir nicht! 

Traue keinem über 30… Millionen 
Der Automobilzulieferer Mahle hat angekündigt, seine Werke in Plettenberg 

(Sauerland) und Roßwein (Sachsen) zu verkaufen. Keiner der 620 Beschäftigten 

weiß, wie es für sie weitergeht.  

Die Ankündigung kommt nur wenige Wochen, nachdem Mahle und die IG Metall 

einen Vertrag unterschrieben haben, dass der Betrieb die Arbeitszeit bei Bedarf auf 

30 Stunden mit entsprechender Lohnkürzung senken darf, wenn Mahle im Gegen-

zug „die Arbeitsplätze sichert“. Während die Bosse von Mahle das unterschrieben 

haben, organisierten sie gleichzeitig den Verkauf der zwei Werke. Dreister lügen 

kann man kaum. Wir Arbeiter können uns wirklich nur auf eins verlassen: Dass wir 

uns auf das Wort der Unternehmer NIE verlassen können.  

Sie servieren uns nur Lügen 
1700 Arbeiter sollen bei der Catering-

Tochter der Lufthansa, LSG Sky Chefs, 

ihre Arbeit verlieren. Das wäre jeder 

dritte Arbeitsplatz bei Sky Chefs, die 

das Essen für die Fluggäste zubereitet. 

Erst 2013 hatten alle Arbeiter auf Lohn 

verzichtet, wenn dafür ihre Arbeitsplät-

ze erhalten bleiben. Doch die Lufthansa 

hat dabei genauso gelogen wie alle 

anderen Bosse. Denn die Unternehmer 

senken die Löhne nie, um die Arbeits-

plätze zu erhalten. Sondern sie senken 

die Löhne, um anschließend zu entlas-

sen, um dann wieder die Löhne zu sen-

ken… und wieder zu entlassen.  

Die einzige Antwort, die es darauf ge-

ben kann, ist NEIN zu Entlassungen 

UND zu Lohnverzicht!  


